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Freie und Hansestadt Hamburg 

Finanz be h ö rd e 

Verwaltungsvorschriften zu§§ 19, 57 LHO 

Vom 13. März 2014 

§ 19 
Baumaßnahmen, Beschaffungen, Entwicklungsvorhaben 

(1) Auszahlungen für 1 nvestitionen und entsprechende Verpflichtungsermächtigungen dürfen 
für Baumaßnahmen erst veranschlagt werden, wenn Pläne, Kostenermittlungen und Erläute­
rungen vorliegen, aus denen die Art der Ausführung, die Gesamtauszahlungen und die Ge­
samtkosten der Baumaßnahme, die Nutzungsdauer und Abschreibungsraten sowie die vor­
gesehene Finanzierung und ein Zeitplan ersichtlich sind. Den Unterlagen ist eine Schätzung 
der nach Fertigstellung der Maßnahme entstehenden jährlichen Haushaltsbelastungen bei­
zufügen. 

(2) Auszahlungen für 1 nvestitionen und entsprechende Verpflichtungsermächtigungen dürfen 
für Beschaffungen und Entwicklungsvorhaben erst veranschlagt werden, wenn Pläne und 
Erläuterungen vorliegen, aus denen eine Beschreibung des Gegenstandes oder des Vorha­
bens, die Gesamtauszahlungen, die Gesamtkosten, Kostenbeteiligungen Dritter, die Nut­
zungsdauer und Abschreibungsraten sowie die vorgesehene Finanzierung und ein Zeitplan 
ersichtlich sind. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Auf Auszahlungen für Investitionen und Darlehen sowie entsprechende Verpflichtungs­
ermächtigungen für Zuwendungen sind die Absätze 1 und 2 entsprechend anzuwenden. 

(4) Die für die Finanzen zuständige Behörde kann Fallgruppen bestimmen, in denen die in 
den Absätzen 1 und 2 genannten Unterlagen nicht erforderlich sind. 

(5) Darüber hinaus sind Ausnahmen nur zulässig, wenn es im Einzelfall nicht möglich ist, die 
Unterlagen rechtzeitig fertig zu stellen, und aus einer späteren Veranschlagung der Freien 
und Hansestadt Hamburg ein Nachteil erwachsen würde. Die Notwendigkeit einer Ausnahme 
ist in den Erläuterungen zu begründen. Für Maßnahmen, für welche die Unterlagen noch 
nicht vorliegen, ist die Ermächtigung, Auszahlungen zu leisten oder Verpflichtungen einzu­
gehen, gesperrt. Das Recht der Bürgerschaft, nach § 24 zu sperren, bleibt unberührt. 

§ 57 
Baumaßnahmen, Beschaffungen, Entwicklungsvorhaben 

(1) Baumaßnahmen dürfen nur begonnen werden, wenn ausführliche Entwurfszeichnungen 
und Kostenberechnungen vorliegen. Die für die Finanzen zuständige Behörde kann Aus­
nahmen zulassen. 1 n den Zeichnungen und Berechnungen darf von den in § 19 bezeichne­
ten Unterlagen nur insoweit abgewichen werden, als die Änderung nicht erheblich ist. Aus­
nahmen bedürfen der Einwilligung der für die Finanzen zuständigen Behörde. 

(2) Beschaffungen und Entwicklungsvorhaben sind ausreichende Unterlagen zugrunde zu 
legen. Absatz 1 Sätze 3 und 4 gilt entsprechend . 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind für Zuwendungen entsprechend anzuwenden. 
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(4) Ermächtigungen, Auszahlungen für Investitionen zu leisten, dürfen erst in Anspruch ge­
nommen werden, wenn die nach § 9 Absatz 2 für den betreffenden Aufgabenbereich verant­
wortliche Person festgestellt hat, dass die fachliche Verantwortung und die Trägerschaft für 
die spätere Nutzung sowie die Finanzierung der Folgekosten der Investition geregelt sind. 
Sie bleibt bis zur Übernahme der fachlichen Verantwortung durch einen anderen Aufgaben­
bereich für die Finanzierung der Folgekosten verantwortlich. 

Auf Grund von § 11 LHO erlässt die Finanzbehörde nach Anhörung des Rechnungshofs auf 
Grund von§ 96 Absatz 1 LHO folgende Verwaltungsvorschriften: 

Zu§§ 19, 57: 

1. Baumaßnahmen 

1.1 Veranschlagung 

1.2 Unterlagen für die Veranschlagung(§ 19 Absatz 1) 

1.2.1 Einzelmaßnahmen 

1.2.2. Bauprogramme und sonstige Maßnahmen 

1.2.3 Bereitstellung der Unterlagen 

1.2.4 Ausnahmsweiser Verzicht auf Unterlagen bei Veranschlagung 

1.3 Unterlagen für die Ausführung (§ 57 Absatz 1) 

1.4 Planungsänderungen, Mehrkosten 

1.4.1 Planungsänderungen 

1.4.2 Mehrkosten 

2. Beschaffungen, Entwicklungsvorhaben 

2.1 Veranschlagung 

2.2 Unterlagen für die Veranschlagung (§ 19 Absatz 2) 

2.2.1 Einzelbeschaffungen und -entwicklungsvorhaben 

2.2.2 Programme und sonstige Maßnahmen 

2.2.3 Bereitstellung der Unterlagen 

2.2.4 Ausnahmsweiser Verzicht auf Unterlagen bei Veranschlagung 

2.3 Unterlagen für die Ausführung (§ 57 Absatz 2) 

2.4 Planungsänderungen, Mehrkosten 

2.4.1 Planungsänderungen 

2.4.2 Mehrkosten 

3. Sonstige Bestimmungen 
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1. Baumaßnahmen 

Baumaßnahmen nach §§ 19, 57 sind solche baulichen Maßnahmen, für die Einzahlungen, 
Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen für Investitionen nach § 18 Absatz 1 ver­
anschlagt werden, d. h. die in der Herstellung bilanzierungsfähigen Anlagevermögens beste­
hen (siehe Nr. 1.2.3 VV zu § 18). Keine Baumaßnahmen nach §§ 19, 57 sind Maßnahmen, 
die der Instandhaltung oder Instandsetzung dienen und für die deshalb Kosten verursacht 
werden. Zur Abgrenzung siehe Nr. 1.1.2.2 und für Gebäude auch Nr. 1.2.3 VV zu § 18. 

1.1 Veranschlagung 

Für die Veranschlagung von Einzahlungen, Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigun­
gen für Baumaßnahmen als Einzelmaßnahme, als Programm oder zu sonstigen Maßnah­

men zusammengefasst gelten die Nrn. 2.1 bis 2.3 VV zu§ 18. 

1.2 Unterlagen für die Veranschlagung (§ 19 Absatz 1) 

1.2.1 Einzelmaßnahmen 

Bei Baumaßnahmen, für die Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen einzeln ver­
anschlagt werden, müssen im Zeitpunkt der Veranschlagung Pläne, Kostenermittlungen und 
Erläuterungen vorliegen, die die Anforderungen nach § 19 Absatz 1 erfüllen und von einer 
technischen Aufsicht genehmigt wurden (Haushaltsunterlage -Bau- [HU-Bau]). Inhalt und 
Aufbau der HU-Bau ergeben sich aus den VV-Bau. 

1.2.2 Bauprogramme und sonstige Maßnahmen 

Bei Bauprogrammen und zu sonstigen Maßnahmen zusammengefassten Baumaßnahmen 
brauchen die in Nr. 1.2.1 genannten Unterlagen nicht erstellt zu werden. 

1.2.3 Bereitstellung der Unterlagen 

Die für die Veranschlagung erforderlichen Unterlagen nach Nr. 1.2.1 müssen rechtzeitig zur 
Aufstellung des Haushaltsplan-Entwurfs, spätestens bis zum 15. Mai eines Jahres, vorliegen. 

Sie sind der Finanzbehörde mit den Voranschlägen zur Aufstellung des Haushaltsplan­
Entwurfs zu übersenden (ebenfalls spätestens bis zum 15. Mai eines Jahres), soweit sie 
nicht darauf verzichtet. 

1.2.4 Ausnahmsweiser Verzicht auf Unterlagen bei Veranschlagung 

Werden Auszahlungen oder Verpflichtungsermächtigungen aufgrund von § 19 Absatz 5 ohne 
Haushaltsunterlage veranschlagt, ist in den Erläuterungen zu begründen, warum sie nicht 
rechtzeitig fertiggestellt werden konnte. Die Ermächtigungen bleiben gesperrt (vgl. § 19 Ab­
satz 5 Satz 3), bis die Haushaltsunterlage aufgestellt und von einer technischen Aufsicht 
genehmigt ist. 

1.3 Unterlagen für die Ausführung(§ 57 Absatz 1) 

Vor Beginn der Ausführung von Baumaßnahmen müssen Unterlagen vorliegen, die die An­
forderungen nach § 19 Absatz 1 und § 57 Absatz 1 erfüllen (Ausführungsunterlage -Bau­
[AU-Bau]). Inhalt und Aufbau der AU-Bau ergeben sich aus den VV-Bau. Sofern die Baukos­
ten (einschl. USt.) im Hoch-, Tief- und sonstigen Ingenieurbau 1 000 Tsd. Euro bzw. im 
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Landschaftsbau 500 Tsd. Euro übersteigen, ist die AU-Bau von einer technischen Aufsicht 
zu genehmigen. 

1.4 Planungsänderungen, Mehrkosten 

1.4.1 Planungsänderungen 

Planungsänderungen bei Baumaßnahmen, für die Auszahlungen oder Verpflichtungser­
mächtigungen einzeln veranschlagt wurden, bedürfen der Zustimmung der Bürgerschaft, 

bevor mit ihrer Ausführung begonnen wird, wenn sie 

- zu Mehrkosten von mehr als 1 v. H. der Basiskosten, mindestens aber 150 000 Euro füh­
ren oder 

dem im Haushaltsplan beschriebenen 1 nhalt oder Ziel der Maßnahme nicht entsprechen 
oder 

einschneidende Änderungen des Bauobjektes verursachen. 

Dies gilt auch dann, wenn die Planungsänderungen nicht zu einer Erhöhung der Baukosten 
führen oder die Mehrkosten im Rahmen der zur Verfügung stehenden Ermächtigungen, Aus­
zahlungen zu leisten (z. B. durch Inanspruchnahme einer Deckungsfähigkeit), finanziert wer­
den können. 

1.4.2 Mehrkosten 

Entstehen bei Baumaßnahmen, für die Auszahlungen oder Verpflichtungsermächtigungen 

einzeln veranschlagt wurden, Mehrkosten, die sich durch verbesserte technische Möglichkei­
ten ergeben und der Rationalisierung dienen, von mehr als 1 v. H. der Basiskosten, mindes­
tens aber 150 000 Euro, ist die Einwilligung der Bürgerschaft erforderlich, wenn 

die Mehrkosten nicht innerhalb der Baukosten der Maßnahme gedeckt werden können 
oder 

- zur Deckung der Mehrkosten auf wesentliche (entscheidungserhebliche) Teile der Maß­
nahme verzichtet werden soll. 

Die Einwilligung der Bürgerschaft ist auch erforderlich, wenn der in den Erläuterungen dar­
gestellte Ansatz für Preissteigerungen in Anspruch genommen werden soll, obwohl die tat­
sächliche Preissteigerung unterhalb des bei der Veranschlagung zugrunde gelegten Preisin­
dexes bleibt. 

2. Beschaffungen, Entwicklungsvorhaben 

Beschaffung ist der Erwerb eines Gegenstandes, der als Anlagevermögen bilanzierungsfähig 
ist (vgl. Nr. 1, insbesondere Nrn. 1.2.2 und 1.2.4, VV zu§ 18). 

Entwicklungsvorhaben bestehen in der Herstellung bilanzierungsfähigen Anlagevermögens 
(vgl. Nr. 1 VV zu § 18); sie dienen der zweckgerichteten Auswertung und Anwendung von 
Forschungsergebnissen und Erfahrungen vor allem technischer oder wissenschaftlicher Art, 
um zu neuen Systemen, Verfahren, Stoffen, Gegenständen und Geräten zu gelangen (Neu­
entwicklung) oder um vorhandene zu verbessern (Weiterentwicklung); hierzu zählen auch 
Forschungsvorhaben, die der Erreichung des Entwicklungszieles dienen, sowie die Erpro-
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bung. Flächenentwicklungen sind keine Entwicklungsvorhaben in diesem Sinne, sondern 
Baumaßnahmen (siehe Nr. 1.2.3 VV zu§ 18). 

2.1 Veranschlagung 

Für die Veranschlagung gelten die Nrn. 2.1 bis 2.3 VV zu § 18. 

2.2 Unterlagen für die Veranschlagung(§ 19 Absatz 2) 

2.2.1 Einzelbeschaffungen und -entwicklungsvorhaben 

Bei Beschaffungen und Entwicklungsvorhaben, für die Auszahlungen und Verpflichtungser­
mächtigungen einzeln veranschlagt werden, müssen im Zeitpunkt der Veranschlagung Pläne 
und Erläuterungen (Haushaltsunterlage -Beschaffung- [HU-Beschaffung] bzw. Haushaltsun­
terlage -Entwicklungsvorhaben- [HU-Entwicklungsvorhaben]) vorliegen, aus denen zusätzlich 
zu den Angaben nach den Nrn. 3.1.1 und 3.1.3 VV zu § 18 folgende Informationen ersichtlich 
sind: 

Beschreibung des Beschaffungsgegenstands bzw. des Entwicklungsvorhabens; 

Finanzierung, z. B. Kostenbeteiligungen Dritter; 

- Zeitplan. 

2.2.2 Programme und sonstige Maßnahmen 

Bei Beschaffungen und Entwicklungsvorhaben, die in Programmen oder zu sonstigen Maß­
nahmen zusammengefasst sind, brauchen die in Nr. 2.2.1 genannten Unterlagen nicht er­
stellt zu werden. 

2.2.3 Bereitstellung der Unterlagen 

Die für die Veranschlagung erforderlichen Unterlagen nach Nr. 2.2.1 müssen rechtzeitig zur 
Aufstellung des Haushaltsplan-Entwurfs, spätestens bis zum 15. Mai eines Jahres, vorliegen. 

Sie sind der Finanzbehörde mit den Voranschlägen zur Aufstellung des Haushaltsplan­
Entwurfs zu übersenden (ebenfalls spätestens bis zum 15. Mai eines Jahres), soweit sie 
nicht darauf verzichtet. 

2.2.4 Ausnahmsweiser Verzicht auf Unterlagen bei Veranschlagung 

Nr. 1.2.4 gilt entsprechend. 

2.3 Unterlagen für die Ausführung(§ 57 Absatz 2) 

Vor einer Beschaffung und vor Beginn eines Entwicklungsvorhabens müssen Unterlagen 
vorliegen, die die Anforderungen nach Nr. 2.2.1 für die Veranschlagung erfüllen und die 
Notwendigkeit der Beschaffung bzw. des Entwicklungsvorhabens darlegen (Ausführungsun­

terlage -Beschaffung- [AU-Beschaffung] bzw. Ausführungsunterlage -Entwicklungsvorhaben­
[AU-Entwicklungsvorhaben]). 
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2.4 Planungsänderungen, Mehrkosten 

2.4.1 Planungsänderungen 

Bei Beschaffungen und Entwicklungsvorhaben, für die Auszahlungen oder Verpflichtungser­
mächtigungen einzeln veranschlagt wurden, darf von der Ausführungsunterlage nur mit Zu­
stimmung der Bürgerschaft abgewichen werden, wenn sich hieraus Änderungen ergeben, 
die dem im Haushaltsplan beschriebenen 1 nhalt oder Ziel der Maßnahme nicht mehr ent­
sprechen. 

Dies gilt auch, wenn die Planungsänderungen nicht zu Mehrkosten führen oder die Mehrkos­
ten im Rahmen der zur Verfügung stehenden Ermächtigungen, Auszahlungen zu leisten o­
der Verpflichtungen einzugehen (z. B. durch Inanspruchnahme einer Deckungsfähigkeit), 

finanziert werden können. 

2.4.2 Mehrkosten 

Treten bei Beschaffungen oder Entwicklungsvorhaben, für die Auszahlungen oder Verpflich­
tungsermächtigungen einzeln veranschlagt wurden, Mehrkosten auf, die sich durch verbes­
serte technische Möglichkeiten ergeben sowie der Rationalisierung dienen und die sich auf 
mehr als 1 v. H. des Ansatzes, mindestens aber 150 000 Euro belaufen, ist die Einwilligung 
der Bürgerschaft erforderlich, wenn 

• die Mehrkosten nicht innerhalb der Gesamtkosten der Maßnahme gedeckt werden kön­
nen oder 

• zur Deckung der Mehrkosten auf wesentliche (entscheidungserhebliche) Teile der Maß­
nahme verzichtet werden soll. 

3. Sonstige Bestimmungen 

Regelungen zur Ausführung von Baumaßnahmen sowie über Form, Inhalt und Aufbau der 
Kostenunterlagen (HU-Bau und AU-Bau) werden in den VV-Bau getroffen. 
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